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1 Einleitung

Dieses Buch beschäftigt sich mit der Veränderung der Parteiensysteme
in Westeuropa. Diese sind seit längerer Zeit in Bewegung, haben aber im
letzten Jahrzehnt eine Phase besonders starker Turbulenzen erlebt. Ich
möchte erläutern, worin dieser generelle Wandel besteht und erklären,
warum sich gerade in den Jahren nach 2010 vielfach neue Muster des
Parteienwettbewerbs entwickelt haben. Beherrschendes Thema dieser
Abhandlung wird die Zersplitterung gesellschaftlicher und politischer
Lager sein. Diese Fragmentierung hat eine neue Dynamik hervorge-
bracht, in der (a) mehr Parteien eine relevante Rolle in den Parteiensys-
temen spielen, (b) mehr Konfliktpotential zwischen den Parteien vor-
handen ist, und (c) weniger Stabilität des Wettbewerbs vorherrscht.
Angesichts der Bedeutung der Parteien für die demokratische Willens-
bildung und das Regieren in Europa stellt ein solcher Wandel der Par-
teiensysteme eine wichtige Entwicklung dar, wirft er doch Fragen nach
den Herausforderungen für eine legitime und effiziente Politik auf.

Machen wir uns die Problemstellung am deutschen Beispiel klar. Ei-
nes der zentralen Merkmale der deutschen Politik war lange Zeit das
leicht zu überblickende Parteiensystem. Zwei große Volksparteien, die
CDU/CSU1 und die SPD, standen im Zentrum des Kampfes um die po-
litische Macht, wobei eine kleinere Kraft, die liberale FDP, durch ihre
Hinwendung zu einer der beiden Seiten oftmals das Rennen entschied.
Auf Bundesebene sorgte die FDP in ihrer Rolle als Königsmacherin für
die beiden Regierungswechsel von 1969 und 1982. Mit dem Erfolg der
Grünen, die ab den frühen 1980ern in die Parlamente in Bund und
Ländern einzogen, wurde das Parteiensystem zwar etwas komplexer,
wies jedoch bald wieder ein klar erkennbares Muster auf: den bürgerli-
chen Parteien von Christdemokraten und Liberalen standen die gemä-
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ßigt linken Parteien von Sozialdemokraten und Grünen entgegen (Jun
2017; Niedermayer 2018).

Die Bündnisse wurden jeweils angeführt von einer der beiden Volks-
parteien. Volksparteien sind dadurch definiert, dass sie sich programma-
tisch und organisatorisch der Interessenvertretung vieler unterschiedli-
cher sozialer und politischer Lager verschreiben (Kirchheimer 1965;
Mintzel 1984). Die politische Mission der deutschen Volksparteien lag
in der Integration heterogener Wählerschichten um einen bestimmten
Markenkern herum, der sich, wenn auch recht vage definiert, bei der
Union in der christlichen Soziallehre verorten ließ, bei den Sozialdemo-
kraten im Versprechen höherer gesellschaftlicher Gleichheit. Politischer
Kompromiss und ideologische Offenheit wurden zu den Betriebsmitteln
der Volksparteien (Lösche 2009). Der Erfolg gab ihnen Recht. Von 1957
bis 1990 lag der gemeinsame Anteil von CDU/CSU und SPD bei Bun-
destagswahlen durchgehend bei über 80 Prozent der Stimmen. Regie-
rungen waren daher immer entweder christdemokratisch oder sozialde-
mokratisch geprägt.

Seit der deutschen Wiedervereinigung 1990 sind die Verhältnisse
komplizierter geworden. Eine Reihe weiterer Parteien ist in die Parla-
mente eingezogen, von denen die Linkspartei und die rechte AfD die
wichtigsten Neuerungen darstellen. Von dieser höheren Fragmentie-
rung des Parteiensystems gehen drei Folgewirkungen aus. Erstens ist die
Vielfalt an politischen Positionen gewachsen, ebenso wie das Potential
für Streitfragen im politischen Wettbewerb. Themen wie Europa oder
Migration werden mit neuer Schärfe diskutiert (Schoen/Gavras 2018).
Zweitens sind die Mehrheitsverhältnisse unklarer geworden. Dies hat
ein allmähliches Aufweichen der festen politischen Blöcke hin zu flexi-
blen Koalitionsbildungen begünstigt. Gerade in den Ländern zeigt sich
eine bunte Vielfalt an politischen Partnerschaften, die als Ausdruck der
regional unterschiedlichen Entwicklung der Parteiensysteme verstanden
werden können (Detterbeck/Renzsch 2008). Drittens ist die Dominanz
der beiden Volksparteien ins Wanken geraten. In den Ländern sind
plötzlich auch Ministerpräsidenten der Grünen oder der Linken zu fin-
den.2 Es ist auch nicht mehr ausgemacht, dass CDU/CSU oder SPD die
ersten beiden Plätze nach einer Wahl einnehmen. Koalitionsvielfalt und
Regierungsinnovationen auf Landesebene verändern die Handlungslogi-
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ken im Bundesrat und somit der Gesetzgebung im Bund (Jun/Leunig
2011; Detterbeck 2019).

Der Blick auf den gemeinsamen Stimmenanteil der beiden Volkspar-
teien bei den Bundestagswahlen zwischen 1990 und 2017 ist aufschluss-
reich. Schaubild 1.1 zeigt die Erfolgskurven der Parteien seit der Wieder-
vereinigung. Die vormals kleinen Parteien haben an Stimmenanteilen
gewonnen und bringen die Volksparteien zunehmend in Bedrängnis.
Dabei ist der elektorale Abwärtstrend bei den Sozialdemokraten stärker
ausgeprägt als bei den Christdemokraten. Bis Ende der 2010er-Jahre ist
zwar noch keiner der Verfolger in die Sphären der beiden Volksparteien
vorgedrungen, aber die Jäger sind mehr geworden und ihre Erfolgskur-
ven gehen tendenziell nach oben.
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Abb. 1.1: Stimmenanteile der Parteien bei den Bundestagswahlen 1990–2017.
Quelle: Eigene Darstellung; Daten nach: Der Bundeswahlleiter 2018,
S. 16–20.

Der Anteil von CDU/CSU und SPD lag bei den vier Wahlen zwischen
1990 bis 2002 bei durchschnittlich 77 Prozent, bei den vier Wahlen zwi-
schen 2005 bis 2017 rutschte er auf 62 Prozent ab. Wir haben es also mit
einem graduellen, aber kontinuierlichen Verlust der Vormachtstellung
der Volksparteien zu tun. Christdemokraten und Sozialdemokraten sind
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immer noch die wahrscheinlichsten Sieger einer Wahl in Deutschland,
aber der Wettbewerb ist offener geworden. Die Bundestagswahl 2017
mündete zwar schließlich, nach mühevoller Suche, in eine Erneuerung
der Großen Koalition von Union und SPD – aber die Mehrheit der Wäh-
lerstimmen wurde gerade noch so eben erreicht (mit 53,4 Prozent). Bei-
de Fraktionen fuhren ihr schlechtestes Ergebnis seit 1949 ein.

Dabei stellen die relativ schlechten Wahlergebnisse der Volksparteien
nur eines ihrer Problemfelder dar. Sie haben in den letzten Jahrzehnten
massiv an Mitgliedern verloren. CDU wie SPD haben sich etwa halbiert
seit den frühen 1990ern, die CSU ist um etwa ein Viertel geschrumpft
im selben Zeitraum (Niedermayer 2019). Die Volksparteien sind, stär-
ker als die übrigen Parteien in Deutschland, massiv überaltert. Rund
die Hälfte der Mitglieder von CDU, CSU und SPD sind älter als 60 Jah-
re. Viele von ihnen sind im Mitgliederboom der 1970er, einer Zeit ho-
her Mobilisierung, in ihre Parteien eingetreten, dort grau geworden
und nur unzureichend durch jüngere Kohorten ergänzt worden. Das
Altersproblem ist gekoppelt an weitere Repräsentationsdefizite der Par-
teien, etwa der zu geringen Vertretung von Frauen sowie von Menschen
mit geringeren Bildungsabschlüssen und niedrigem sozialen Status in
ihren eigenen Reihen (Klein/Spier 2012; Biehl 2017; Klein et al. 2019).

Nimmt man zu den Mitgliederproblemen die sinkende Anzahl loyaler
Stammwähler, die komplizierter gewordenen Beziehungen zu traditio-
nell den einzelnen Parteien nahestehenden Interessengruppen, etwa den
Gewerkschaften und den Kirchen, und die aus Meinungsumfragen ables-
bare Skepsis der Bevölkerung gegenüber der Vertrauenswürdigkeit und
Problemlösungsfähigkeit der Politik hinzu, so schält sich ein Bild heraus,
demzufolge die Parteien Schwierigkeiten haben, stabile und belastbare
Bindungen an gesellschaftliche Gruppen aufrechtzuerhalten bzw. neu
herzustellen. Die Parteien agieren heute in sichtbarer Distanz zur Gesell-
schaft statt, wie historisch gewachsen, unmittelbar aus ihr hervorzuge-
hen (vgl. Detterbeck 2011, 23–38).

Mit diesen beiden Phänomenen, der Zersplitterung des politischen
Wettbewerbs und der Lockerung der Bindungen zwischen Gesellschaft
und Parteien, wird sich der vorliegende Band beschäftigen. Er ist ver-
gleichend angelegt, da sich in den meisten westeuropäischen Demokra-
tien ähnliche Entwicklungen feststellen lassen, die über die Spezifika
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der einzelnen Länder hinausdeuten. Ich werde aber immer wieder auch
auf das deutsche Parteiensystem zu sprechen kommen.

Kapitel 2 legt die Grundlagen für die Studie. Die bereits angesproche-
ne Relevanz der Parteien für die demokratische Legitimität der Politik
wird diskutiert. Es wird gezeigt, wie sich die wissenschaftliche Forschung
mit dem Themenfeld des Parteienwettbewerbs und Parteiensystems aus-
einandergesetzt hat. Daraus ergibt sich dann die Beschäftigung mit den
zentralen ökonomischen und kulturellen Konfliktlinien des Parteien-
wettbewerbs sowie mit der Rolle von parteipolitischer Ideologie und Or-
ganisation für die Schaffung stabiler Bindungen an gesellschaftliche
Gruppen. Erst die Erosion dieser Bindungen hat Veränderungsprozesse
in Gang gesetzt.

In Kapitel 3 werfen wir einen empirischen Blick auf die wachsende
Instabilität der Parteiensysteme in Westeuropa. Nachlassende Beteili-
gung an Wahlen, eine höhere Bereitschaft der Stimmbürger, die Par-
teipräferenzen zu wechseln und die gestiegene Anzahl von Parteien im
Wettbewerb, die insbesondere durch Stimmenverluste der bislang do-
minierenden Kräfte gekennzeichnet ist, werden im europäischen Ver-
gleich als generelle Indikatoren für den Wandel der Parteiensysteme
seit den 1970ern nachgewiesen. Dabei erweisen sich allerdings gerade
die 2010er-Jahre als Dekade der besonderen Turbulenz.

Kapitel 4 beschäftigt sich dann mit den Hintergründen des langfristi-
geren Wandels der Parteiensysteme. Es sind Veränderungen in der Ge-
sellschaft auf ökonomischer und kultureller Ebene, aber auch neue
Orientierungen in den Parteien selbst, die von der Öffnung für breitere
Wählerschichten bis hin zu einer verstärkten Hinwendung zu staatli-
chen Aufgaben und Ressourcen reichen, die den Rückgang stabiler Par-
teienbindungen erklären. Durch eine Betrachtung von Phasen ideologi-
scher Konvergenz und Divergenz kann die Annahme eines generellen
Rückzugs der Parteien von programmatischen Positionen relativiert wer-
den. Dennoch zeigt sich, dass es Parteien zunehmend schwerfällt, die an
sie gestellten Erwartungen zu erfüllen. Verlorene Loyalität mündet in in-
stabilere Parteiensysteme.

In Kapitel 5 wird ein genauerer Blick auf die Jahre nach 2010 gewor-
fen, die auf eine neue Qualität im Wandel der Parteiensysteme hinwei-
sen. Modernisierungsprozesse in Gesellschaft und Wirtschaft, die sich
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mit den Schlagwörtern der Globalisierung und Europäisierung umrei-
ßen lassen, haben neue gesellschaftliche Polarisierungen hervorgebracht.
Befürworter und Gegner, Gewinner und Verlierer offener Grenzen ste-
hen sich scheinbar unversöhnlich gegenüber. Diese Spaltungslinien sind
von politischen Akteuren in den Parteienwettbewerb übertragen wor-
den, indem bereits zuvor bestehende kulturelle Konfliktlinien aktuali-
siert und gestärkt worden sind. Hierbei spielen populistische Parteien
eine besondere Rolle. Daher werde ich sowohl die ideologische Grundla-
ge des Populismus betrachten wie auch empirisch nach der Stärke dieser
Herausforderung für die Parteiensysteme fragen.

Kapitel 6 liefert die Konklusion dieser Schrift. Sie stellt kompakt das
zentrale Argument des Bandes dar, geht aber einen Schritt weiter. Es
werden drei Dimensionen skizziert, die durch die Fragmentierung und
Destabilisierung der Parteiensysteme betroffen sind. Dabei handelt es
sich um Zukunftsoptionen der Parteien als Organisationen, strategische
Anpassungsprozesse der Parteien im Wettbewerb und Veränderungen
auf parlamentarischer Ebene, die das demokratische Regieren tangieren.
All dies sind offene Prozesse, deren weitere Entwicklung von Entschei-
dungen der Parteien abhängen. Der Wandel europäischer Parteiensyste-
me ist in diesem Sinne unabgeschlossen – wohin der Weg gehen wird,
ist dabei zu guten Teilen von den politischen Akteuren selbst abhängig.

1 Einleitung

12



Detterbeck, Parteien 14.7.20 S. 13

2 Grundlagen des Parteienwettbewerbs

2.1 Parteien und Demokratie

Repräsentative Demokratien, in denen politische Herrschaft vom Volk
in Wahlen auf Zeit vergeben wird, sind ohne Parteien kaum vorstell-
bar.1 Im Zentrum steht dabei die Vermittlungsrolle der Parteien zwi-
schen Gesellschaft und Staat. Sie garantiert die demokratische Legitimi-
tät des politischen Prozesses (Poguntke 2000; Klein/von Alemann 2011).
Historisch gesehen haben Parteien die Aufgabe der Transmission gesell-
schaftlicher Interessen in staatliches Handeln im Kontext der Auswei-
tung des Wahlrechts im 19. und frühen 20. Jahrhundert an sich genom-
men. Auf der Grundlage gesellschaftlicher Konfliktlagen gelang es ihnen
mittels Organisation und Programmatik in der neu entstandenen Mas-
senwählerschaft flächendeckend Anhänger zu mobilisieren und diese
dauerhaft an sich zu binden. Durch die Teilnahme an Wahlen streben
Parteien nach der Übernahme staatlicher Machtpositionen (vgl. Detter-
beck 2011, 23–38).

Wie funktioniert diese Vermittlung? Einerseits artikulieren und bün-
deln Parteien gesellschaftliche Anliegen und tragen diese dann durch
ihre gewählten Vertreter in die staatlichen Institutionen. Sie nehmen
also Forderungen aus ihrem Umfeld auf, interpretieren gesellschaftliche
Konflikte, führen intern verschiedene ideologische Flügel, regionale
und soziale Gruppierungen zusammen und streben nach der Vertretung
von Wählern unterschiedlicher Schichten. Über ihre programmatische
Arbeit bieten sie den Bürgern Deutungsmuster für Streifragen und kön-
nen bei komplexen Themen Orientierung geben. Parteien stehen somit
für die Repräsentation gesellschaftlicher Interessen (von Beyme 1984).
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Andererseits prägen sie mit ihren Fraktionen, die die Abgeordneten
nach den Prinzipien von Hierarchie und Spezialisierung zu disziplinier-
ten Einheiten zusammenführen, das Handeln in Parlamenten und Re-
gierungen (Jun 2017). Für die allermeisten öffentlichen Mandatsträger
gilt, dass ihre politischen Karrieren mittels Parteien organisiert werden.
Parteien rekrutieren somit die politische Elite. Durch ihr Handeln in
staatlichen Institutionen tragen diese Parteivertreter entscheidend zur
Erfüllung der prinzipiellen Aufgabe der Politik, nämlich der Herstel-
lung allgemeinverbindlicher Entscheidungen, bei (Easton 1965). Par-
teien stehen somit für die Steuerung und Regelsetzung durch den Staat.
In einem föderalen Bundesstaat, wie der Bundesrepublik, bezieht sich
diese Steuerungsfunktion auch auf die Vermittlung zwischen der Bun-
desebene und den Ländern (Lehmbruch 2000).

Aus der Verknüpfung von gesellschaftlichen Interessen und staatli-
chem Handeln ziehen Parteien die Rechtfertigung für ihre hervorgeho-
bene Rolle in der Demokratie. Die zentrale Bedeutung der Parteien für
die demokratische Legitimation zeigt sich vor allem durch ihre Teilnah-
me an Wahlen. Warum? Weil erst durch das elektorale Wirken der Par-
teien gesagt werden kann, dass in der repräsentativen Demokratie das
Volk herrscht. Der politische Kurs eines Staates wird bestimmt durch
die in freien und kompetitiven Wahlen ermittelte politische Mehrheit
unter den wahlberechtigten Staatsbürgern. Das Volk kann durch die Be-
stimmung seiner Vertreter im Parlament entscheiden, welche Richtung
sich durchsetzen wird. Politische Beteiligung und politischer Wettbe-
werb sind somit Grundpfeiler der modernen Demokratie (Dahl 1971).
Beides wird über Parteien erreicht.

Politische Beteiligung kann als aktiver Beitrag zur politischen Wil-
lensbildung verstanden werden. Parteien nehmen zu allen wichtigen
innen- und außenpolitischen Themen Positionen ein und verknüpfen
dies programmatisch zu einem Angebotspaket, welches in Konkur-
renz zu den Paketen anderer Parteien steht. Ob es um die Klimapoli-
tik, die Integration von Zuwanderern oder die Höhe von Steuern
geht, Parteien strukturieren politische Debatten, indem sie aus der
Vielzahl der Möglichkeiten eine begrenzte Anzahl politischer Alternati-
ven skizzieren. Bei dieser programmatischen Zielfindung können Bür-
ger als Parteimitglieder aktiv mitwirken. Diese Möglichkeit ist jedoch

2 Grundlagen des Parteienwettbewerbs
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immer nur von einer kleinen Minderheit der Bevölkerung tatsächlich
genutzt worden.2

Wichtiger für die demokratische Legitimation sind daher Wahlen,
bei denen ohne großen individuellen Aufwand die Beteiligung vieler
Bürger und Bürgerinnen an der Politik erreicht werden kann. Parteien
sind entscheidend für die Durchführung solche Wahlen, von der inter-
nen Auswahl der Kandidaten über die Verabschiedung von Wahlpro-
grammen bis hin zur Gestaltung der Wahlkämpfe und der Bestimmung
wahlentscheidender Themen (Saalfeld 2007). Das demokratische Ver-
sprechen des Parteienwettbewerbs ist, dass es bei solchen Wahlen um
mehr geht als nur um die Auswahl des Führungspersonals – es geht um
politische Inhalte. Die Mehrheit der Wählerschaft kann die generelle
Richtung der Politik festlegen, indem sie einer bestimmten Partei oder
einem politischen Lager das Mandat dafür erteilt, konkrete sachpoliti-
sche Entscheidungen voranzutreiben. Die Wahlentscheidung der Bürger
wird zur Richtschnur des Regierens.

Der politische Wettbewerb sorgt somit für die öffentliche Auseinan-
dersetzung zwischen unterschiedlichen Handlungsmöglichkeiten bei
konkreten Sachthemen. Zugleich dient die Parteienkonkurrenz der
Kontrolle politischer Herrschaft. Hier ist in erster Linie die Opposition
gefordert, die der Regierungsarbeit kritisch gegenübersteht und den
Bürgern politische Alternativen aufzeigt. Erst durch die Option des
Machtwechsels ist garantiert, dass die Interessen der Wählerschaft poli-
tisches Gehör finden. Die potentielle Abwahl der Regierung ist der ent-
scheidende demokratische Mechanismus, um das Handeln der politisch
Herrschenden an den Willen der Bürger rückzubinden. Dadurch wird
sichergestellt, dass Verantwortung übernommen und Entscheidungen
gerechtfertigt werden müssen. Auf dieser Grundlage kann ein öffentli-
cher Diskurs über gemeinwohlverträgliche Lösungen politischer Pro-
bleme geführt werden. Positiv gewendet kann von der Bestätigung der
Wählerschaft auf die Legitimation der Herrschenden geschlossen wer-
den (Bartolini 2002).

Dahinter steht die demokratietheoretische Überlegung, dass demo-
kratische Legitimation einerseits darauf beruht, dass politische Entschei-
dungen vom erklärten Willen der (Mehrheit der) Staatsbürger als freie
und gleiche Mitglieder des Volkes abhängig gemacht werden (input legi-

2.1 Parteien und Demokratie
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timacy), andererseits aber darauf, dass solche Entscheidungen in der
Lage sind, gesellschaftliche Probleme im Sinne eines effektiven und effi-
zienten Regierens gemeinwohlverträglich zu lösen (output legitimacy).
Erst in der Kombination beider Formen der Legitimation kann eine De-
mokratie auf die feste Zustimmung des Volkes zu dieser Herrschaftsord-
nung bauen (Scharpf 1970).

Die hier skizzierte Lehre der Parteiendemokratie hat anspruchsvolle
Voraussetzungen. Sie geht davon aus, dass Parteien unterschiedliche ge-
sellschaftliche Interessen und programmatische Überzeugungen vertre-
ten. Nur dann haben die Wähler tatsächlich eine Auswahl zwischen
sachpolitischen Alternativen. Zudem müssen Parteien in der Lage sein,
ihre Programmatik in Regierungshandeln umsetzen, sollten sie bei Wah-
len die erforderlichen Mehrheiten erreichen. Dafür braucht es Regie-
rungsvertreter, die sich an die Parteilinie halten, zugleich aber mächtig
genug sind, ihre Vorstellungen durchzusetzen, ob gegenüber der eigenen
Verwaltung, politischen Mitregenten oder Interessenverbänden (vgl.
Mair 2008). Wie wir in Kapitel 3 noch näher sehen werden, ist zumin-
dest umstritten, ob all diese Voraussetzungen der Parteiendemokratie
(heute noch) gegeben sind.

2.2 Der Vergleich von Parteiensystemen

Politischer Wettbewerb ist das Lebenselixier der repräsentativen Demo-
kratie. Erst durch die freie Auseinandersetzung über unterschiedliche
Positionen kann ein öffentlicher Diskurs entstehen, bei dem über die
beste, oder zumindest über eine mehrheitsfähige Lösung, für ein politi-
sches Problem gestritten wird. Parteien stehen somit in der Demokratie
nicht für sich allein, es geht immer auch um das Verhältnis zu ihren
Konkurrenten, ob im Wahlkampf, in öffentlichen Debatten oder bei par-
lamentarischen Entscheidungen.

Die Interaktion mit anderen Parteien verändert das Verhalten der
einzelnen Parteiorganisationen. Manche innerparteiliche Veränderung –
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ob neue Akzente im Wahlkampf, programmatische Umorientierungen
oder Verschiebungen in den internen Machtbalancen – werden erst
durch den Blick auf den politischen Wettbewerb verständlich. Die Su-
che nach Koalitionspartnern, der Kampf um ähnliche Wählergruppen
oder Attacken gegen den politischen Gegner sind wichtige Aspekte par-
teipolitischen Handelns. Parteien sind daher strategische Akteure, die
danach streben, im Wettbewerb mit anderen Parteien zu bestehen. Die
zwischen Konflikt und Kooperation angesiedelten Beziehungen zur Kon-
kurrenz beeinflussen die Chancen von Parteien, ihre Ziele zu erreichen,
wobei diese im Gewinn von Wählerstimmen (votes), der Erlangung poli-
tischer Ämter (offices) oder der Durchsetzung bestimmter sachpolitischer
Forderungen (policies) liegen können (Strom 1990).

Die Gesamtheit der einzelnen Parteien bildet ein Parteiensystem, das
sich als Ergebnis des Parteienwettbewerbs herausbildet. Es ist nicht fix
festgelegt, sondern verändert sich immer wieder, vor allem durch neue
Wahlergebnisse oder neue Regierungskonstellationen. Dennoch wird
ein Mindestmaß an Kontinuität als Zeichen demokratischer Stabilität
betrachtet. Wo eine solche Regelhaftigkeit fehlt, wenn sich etwa die Zu-
sammensetzung des Parteiensystems bei jeder Wahl radikal ändert oder
die bisherige Position der Parteien im ideologischen Spektrum keine
Bedeutung für ihr weiteres Auftreten im Wettbewerb hat, kann von ei-
ner fehlenden Institutionalisierung des Parteiensystems geredet werden.
In einem solchen Fall können keine dauerhaften Bindungen zwischen
Wählern und Parteien entstehen (Mainwaring/Torcal 2006).

Parteiensysteme können empirisch vermessen werden, was den Ver-
gleich über Zeit und verschiedene politische Systeme erlaubt. Dabei
wird, im Gefolge der bahnbrechenden Studie von Sartori (1976), unter-
schieden zwischen dem Format eines Parteiensystems, das sich durch
die Anzahl der relevanten Parteien und deren Größenverhältnissen aus-
drückt, und der Mechanik eines Parteiensystems, die durch den Grad
der programmatischen Ausdifferenzierung und der Richtung des Wett-
bewerbs – hin zur Mitte oder hin zu den Extremen – geprägt ist.

In der heutigen Parteienforschung wird das Format eines Parteiensys-
tems oftmals anhand des Grades an Fragmentierung bestimmt. Dabei
wird nach einer einfachen mathematischen Formel die Anzahl der ef-
fektiven Parteien berechnet, wobei der prozentuale Anteil (an Stimmen
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oder Sitzen) aller relevanten Parteien in quadrierter Form als Bruchteil
von 1 in die Berechnung einbezogen und die Summe durch 1 geteilt
wird.3 Gibt es eine starke Vorherrschaft einer Partei, nähert sich der In-
dex dem Wert 1,0. Wird das System von zwei Großparteien ähnlicher
Stärke bestimmt, liegt die effektive Anzahl der Parteien um den Wert
von 2,0. Weitere Parteien erhöhen den Fragmentierungsgrad entspre-
chend ihres prozentualen Anteils (Saalfeld 2007, 191–192).

Weniger eindeutig ist die empirische Bestimmung der Mechanik ei-
nes Parteiensystems. Vielfach wird versucht, die ideologische und pro-
grammatische Distanz zwischen den Parteien durch eine Bestimmung
der Polarisierung zu erfassen. Hierbei wird eine räumliche Vorstellung
des Parteienwettbewerbs vorausgesetzt, nämlich die Möglichkeit, die
Parteien entlang eines bestimmten Kontinuums zu verorten. Die Links-
Rechts-Skala ist das bekannteste und am stärksten genutzte räumliche
Modell. Je größer die programmatische Spanne im Spektrum ausfällt,
desto höher der Grad an Polarisierung eines Parteiensystems. Dabei wer-
den dann Wahlprogramme der Parteien einer quantitativen Inhaltsanaly-
se unterzogen oder Einschätzungen von Experten zur Positionierung
von Parteien herangezogen. Neben der Polarisierung wird auch vielfach
die Segmentierung, die Abschottung der Parteien auf dem Wählermarkt
oder die strikte Lagerbildung auf parlamentarischer Ebene, als Kennzei-
chen der Mechanik eines Parteiensystems untersucht (vgl. Detterbeck
2011, 146–147).

Die empirische Vermessung der Parteiensysteme ist in erster Linie
dafür genutzt worden, Typologien von Parteiensystemen zu entwickeln.
Wiederum hat Sartori (1976) hier den entscheidenden Meilenstein ge-
setzt, den von Beyme (2000) dann in leichter Modifikation erneuert hat.
Danach können Parteiensysteme in vier grundlegende Typen unterteilt
werden. Ergänzende Untertypen bereichern die analytische Trennschär-
fe (vgl. Schaubild 2.1)

Zweiparteiensysteme zeichnen sich durch die Dominanz von zwei
Großparteien aus, die viele Wähler aus unterschiedlichen Schichten an
sich binden. Daher bestimmt sich dieser Typus nicht nur durch eine
geringe Anzahl an effektiven Parteien, sondern auch durch geringe
ideologische Distanzen zwischen den Hauptkonkurrenten und einen
zentripetal geprägten Wettbewerb, den Kampf um die politische Mitte.
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